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Vom Nutzen der Religion für die Demokratie
Tocquevilles Reflexionen über das Verhältnis von 

Religion, Moral und Politik in der demokratischen Gesellschaft

Seit ihren ersten Anfängen hat die Menschheit immer eine enge Bindung des Poli­
tischen an das Religiöse gekannt. Politische Macht wußte sich begrenzt, kontrol­
liert und verpflichtet einer religiösen Instanz, und die Souveränität war, bevor sie 
ein politischer Begriff wurde, ein Attribut der Götter.1 Das sakrale Königtum ge­
hört zum Grundbestand der politischen Ideengeschichte, und noch der absolutisti­
sche König der frühen Neuzeit verstand sich als König von Gottes Gnaden.2

Aber die absolute Monarchie löste sich im Säkularisationsprozeß zu Beginn der 
Neuzeit von dieser Tradition, indem sie -  unter dem Einfluß des römischen Rechts 
-  die Herrschaftsvorstellungen der römischen Caesaren übernahm und sich damit 
tendentiell von der religiösen Bindung löste. In der Französischen Revolution wur­
de dieser Absolutismus nicht beseitigt, sondern verlagert vom König auf das souve­
räne Volk, das sich selbst Gesetz ist.3

Die neue politische Ordnung, wie sie aus der Revolution entstanden ist und im 
liberalen Europa das 19. Jahrhunderts sich durchgesetzt hat, steht damit vor einer 
Aporie: Sie hat die religiös legitimierte politische Herrschaftsordnung beseitigt, 
ohne selbst einen absoluten Anspruch auf Herrschaft erheben zu können.4 Da diese 
transzendente Legitimität nun aber fehlt, muß »diese Art irdischer Machtvollkom­
menheit sofort in Tyrannis und Despotismus ausarten«.3 Politische Macht, die kei­
ne religiöse Bindung kennt, ist in Gefahr, in Willkürherrschaft abzugleiten. Eine ra­
dikale Demokratisierung in dem Sinne, daß dem Volk alles erlaubt ist und die 
Mehrheitsbeschlüsse in jedem Falle zu gelten haben, führt zum Untergang der D e­
mokratie selbst. Weder die Terrorherrschaft während der Französischen Revolu­
tion noch die totalitären Systeme des 20. Jahrhunderts sind Zufallsprodukte; sie 
sind typische Krankheitserscheinungen des demokratischen Systems.

Seit ihrer Entstehung am Ende des 18. Jahrhunderts befindet sich die liberale De­
mokratie in einer Legitimationskrise. Die Französische Revolution war nicht nur 
eine politische und soziale Revolution, sie war -  wie Tocqueville6 scharfsinnig und 
präzise formuliert -  »eine religiöse Revolution« (II, 1,88), ein »Revolte gegen die re-
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ligiöse Autorität« (11,1,83). I*1 *hr vollzieht sich nicht nur ein Bruch mit der christ­
lichen Tradition, sondern auch eine Ablehnung des sakralen Ursprungs der politi­
schen Gewalt und damit ein Bruch mit der bisherigen Geschichte überhaupt. Der 
Prozeß der Demokratisierung gehört hinein in den Prozeß des Selbstbewußtseins 
und der Selbstbestimmung, der ein typisches Kennzeichen der frühen Neuzeit ist. 
Diese Autonomie und Anthropozentrik steht im Widerspruch zum Phänomen des 
Religiösen, zumal zur christlichen Religion, die die Geschöpflichkeit der Welt be­
tont und die Angewiesenheit des Menschen auf die Transzendenz.

1. Gesellschaft im Umbruch

Es sieht zunächst einmal so aus, als würde der Übergang von der aristokratischen 
zur demokratischen Gesellschaft sich ohne große Schwierigkeiten vollziehen. In 
der Demokratie werden die Gesetze ja vom Volk gemacht, und der Bürger unter­
wirft sich freiwillig den von ihm selbst gemachten Gesetzen. Die Autorität der Re­
gierung wird als notwendig anerkannt, und die Lasten werden gerne übernommen, 
da man ja auch die Vorteile genießt, die die Gesellschaft bietet. Die demokratische 
Gesellschaft ist zudem eine egalitäre Gesellschaft, in der prinzipiell alle gleich sind, 
also auch gleich schwach und angewiesen auf die Hilfe ihrer Nachbarn. Sie können 
aber mit deren Hilfe nur dann rechnen, wenn sie ihrerseits auch zu helfen bereit 
sind. Der demokratische Mensch erkennt also leicht, daß sein privates Interesse mit 
dem Interesse der Allgemeinheit zusammenfällt (1,1,7).

Was Tocqueville hier beschreibt, ist die Situation in der Pionierzeit der amerika­
nischen Gellschaft, in der Dezentralisation und lokale Selbstverwaltung selbstver­
ständliche Grundprinzipien der Demokratie waren. In Frankreich aber und auf 
dem europäischen Kontinent gelten andere Voraussetzungen, die aus einer monar­
chischen Gesellschaft stammen, in der die politische Gewalt seit Jahrhunderten in 
einer Zentralgewalt konzentriert war. Die europäische Gesellschaft, die aus der Re­
volution entstanden ist, sieht also anders aus.

Andererseits hat die Französische Revolution aber auch einen tiefen Graben zwi­
schen dem alten und dem neuen Europa aufgerissen. Traditionen sind zerstört, Sit­
ten und Gebräuche haben ihren bisherigen Wert verloren. Die Majestät der Geset­
ze, die das Volk sich selbst gibt, vermag die Majestät des Königs nicht zu ersetzen 
(I,i,8), denn der König wußte sich gebunden an transzendente Werte. Seit der Re­
volution aber fehlt dieser Bezug auf das Absolute, die eigentliche Quelle jeder po­
litischen Macht und Autorität.7

Die Gesellschaft, wie sie sich zu Beginn des 19. Jahrhunderts abzeichnet, ist eine 
Gesellschaft in der Krise. Der Zusammenbruch der alten Ordnung hat nicht auto­
matisch eine neue, stabile Ordnung entstehen lassen, sondern »ein spirituelles, po­
litisches und gesellschaftliches Chaos offenbar gemacht«, das zu »Unsicherheit und 
Orientierungslosigkeit« führt.8 Eine neue -  industrielle -  Aristokratie entsteht, die 
freilich mit der alten nicht zu vergleichen ist. Da sie sich ausschließlich auf die In­
dustrie konzentriert, bildet sie, innerhalb der Gesamtgesellschaft, eine »Ausnahme« 
und ist somit ein »Monstrum« (1,2,166). Bedingt durch starke Fluktuationen inner­
halb dieser kleinen Gruppe von Reichen kann kein fester sozialer Stand entstehen,
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wie dies in der alten Aristokratie der Fall war, denn hier bildet sich kein gemein­
samer Geist, hier entstehen keine gemeinsamen Ziele und keine gemeinsame Tra­
dition. Es gibt vor allem kein Gemeinschaftsbewußtsein (1,2,166). Diese neue 
»Manufaktur-Aristokratie« übt eine ungeheure Macht aus, aber, da nur ein vor­
übergehendes und anonymes Arbeitsverhältnis sie mit ihren Arbeitern verbindet, 
ist ihr Ziel nicht, ihre Untergebenen zu schützen, wie dies die alte Aristokratie ge­
tan hat; ihr Ziel ist allein, sich ihrer zu bedienen, sie auszubeuten, wobei ihr jeder 
Sinn für Verantwortung fehlt. Sie ist »eine der härtesten, die je auf dieser Erde er­
schienen ist«. Und wenn je die Aristokratie -  und mit ihr die Ungleichheit der Le­
bensbedingungen -  sich irr der demokratischen Gesellschaft wieder durchsetzen 
sollte, dann »werden sie durch dieses Tor einmarschieren« (1,2,167). Die Härte ih­
rer Gesetze wird die Gesellschaft erschüttern, zu inneren Spannungen und sogar zu 
bürgerkriegsähnlichen Zuständen führen.2 * * * * * * 9

Die Folgen für das politische und soziale Verhalten der Menschen sind noch 
nicht zu übersehen, aber sichtbar ist bereits der Egoismus und der rücksichtslose 
Kampf um Einfluß und Macht. »Die Doktrin vom Interesse« (I,i,8) bestimmt allein 
das Handeln der Menschen. Die »Sympathie«, die Harmonie, der Zusammenhang 
von -  allen Menschen gemeinsamen -  Empfindungen, Vorstellungen und Überzeu­
gungen, die Übereinstimmung von Denken und Handeln, ist zerstört. »Die Geset­
ze der moralischen Analogie sind aufgehoben« (1,1,9). Das ist das radikal Neue, die 
eigentliche Revolution, die sich in Europa ereignet hat. Jeder Vergleich mit einer 
früheren Epoche ist unzulässig.

2. Verlust der politischen Moral

Tocqueville, der als scharfsinniger Analytiker die nachrevoltionäre Gesellschaft in
Frankreich genau beobachtet und seit 1839 als Abgeordneter das parlamentarische
Leben aus eigener Anschauung erfahren hat, zeichnet ein sehr pessimistisches Bild 
von der politischen Moral seiner Zeitgenossen. Die meisten Menschen konzentrie­
ren sich auf ihre Privatangelegenheiten und gehen ihren Geschäften in Handel und
Industrie nach. Dabei entwickelt sich die Freude an materiellen Genüssen schneller
als die vernünftige Einsicht und die Gewöhnung an die Freiheit. Öffentliche Auf­
gaben werden als lästig empfunden, weil sie von der Arbeit abhalten. Indem sich die
Menschen aber nur um ihre Geschäfte kümmern, vernachlässigen sie das Wichtig­
ste, nämlich Herr über sich selbst zu sein (1,2,147).

Dies ist eine »unheilvolle Tendenz«, die sich da ausbreitet, und ein »unkluger 
Egoismus« (1,2,263). Indem nämlich das Privatinteresse dominiert, geht die öffent­
liche Moral verloren.10 * Eine gewisse Toleranz macht sich breit, eine »niedrige und 
vulgäre Moral«, wonach der Mensch, der politische Rechte besitzt, glaubt, von die­
sen Rechten auch zu seinem persönlichen Vorteil Gebrauch machen zu dürfen. Das 
aber ist »degradation«, »depravation«, Verfall der öffentlichen Moral und Verderb­
nis der Sitten." Denn man kann Privatmoral von öffentlicher Moral nicht trennen; 
die Verderbnis der einen wird die der anderen zur Folge haben, und das Ergebnis 
wird sein eine »moralische Misere«, Unordnung und »Korruption«.12

Die Folgen für die Politik sind nicht zu übersehen. Während nämlich die große



Mehrheit sich aus dem öffentlichen Leben zurückzieht, wird eine kleine Minder­
heit, beherrscht von einer »zügellosen Leidenschaft«, die Macht ergreifen (1,2,263). 
Der Raum der Politik wird besetzt von ehrgeizigen Machtmenschen und geschick­
ten Usurpatoren (1,2,147). Und die Menschen lassen es geschehen, solange ihre 
materiellen Interessen und die öffentlich Ordnung -  wenn auch nur scheinbar -  ge­
sichert sind.

Aber auch den Politikern fehlt jene große politische Leidenschaft, die Wesent­
liches bewegt und verändert. Das politische Leben in der Juli-Monarchie erfüllt 
Tocqueville mit Ekel und Abscheu, denn es ist geprägt von Engstirnigkeit, Kälte 
und Egoismus. Die Menschen sind »schon fast indifferent geworden gegenüber 
dem Guten und dem Bösen«.13 Nur persönliche Interessen, Leidenschaften und 
Ehrgeiz bestimmen das Handeln des Politikers, der allein den Erfolg anbetet. 
Kleinliche Machenschaften und raffiniertes Taktieren prägen das politische Tun, 
»alles, was sich heute auf der politischen Bühne abspielt, ist nichts als Gaukelei, und 
wir alle sind nichts als schlechte Komödianten, die eine große Rolle in einem klei­
nen Stück spielen wollen«.14 Dabei interessieren sich diese politischen Führer »nicht 
einmal für den Erfolg des Stückes, sondern nur für den persönlichen Erfolg«.15 -  
Wenn aber -  und darauf hat bereits Montesquieu aufmerksam gemacht -  Macht 
mißbraucht wird, dann ist das ganze politische System in Gefahr und der Despotis­
mus nicht mehr aufzuhalten.16

Verantwortlich dafür zeichnet die bürgerliche Mittelschicht, die den Geist der 
Regierung zwischen 1830 und 1848 geprägt hat. Dieses Bürgertum des »juste-mi- 
lieu« ist aktiv und geschickt, aber eben auch mittelmäßig, weder zur Tugend noch 
zur Größe befähigt. Die Politiker benehmen sich wie Geschäftsleute, die nur an 
ihren persönlichen Profit denken.17 Sie beeinflussen damit aber nicht nur den Geist 
der Regierung, sondern auch das moralische Verhalten des Volkes. Im Volk nämlich 
herrschen Apathie und Indifferenz. Die Menschen betrachten die Regierung wie 
eine fremde Macht, wie eine Besatzungsmacht. Sie genießen die Vorteile, welche der 
Staat ihnen bietet, benehmen sich dabei aber wie Nutznießer, nicht wie Eigentümer. 
Ihnen fehlt jedes Bedürfnis, etwas zu verbessern. Diese Indifferenz geht sogar so 
weit, daß, wenn Gefahr für ihre eigene Sicherheit droht, sie sich nicht persönlich um 
Abhilfe bemühen, sondern alles vom Staat erwarten. Diese Menschen haben ihren 
freien Willen geopfert, obwohl sie den Gehorsam verabscheuen. Sie unterwerfen 
sich zwar dem Willen eines Beamten, mißachten aber das Gesetz, sobald der Vertre­
ter der staatlichen Gewalt nicht kontrollierend zugegen ist. Das ist präzise die Hal­
tung eines besiegten Feindes, der ständig schwankt zwischen Unterwerfung und 
Zügellosigkeit. In einer solchen Gesellschaft ist »die Quelle der öffentlichen Tu­
gend versiegt« (1,1,94). Die Menschen sind keine Bürger mehr, die sich aktiv um die 
Gestaltung der Gesetzgebung und die Erhaltung der Sitten bemühen; sie sind Un­
tertanen, die nur noch auf den Eroberer warten. Und wenn dieser nicht erscheint, 
so ist dies nur ein Zeichen dafür, daß in den Nachbarstaaten derselbe Geist herrscht 
(I.I.94)·

Die europäische Gesellschaft steht an einem entscheidenden Kreuzweg. Eine 
Rückkehr in die vorrevolutionäre Zeit erscheint nicht mehr möglich. Es bleibt nur 
die Möglichkeit, unter den Bedingungen der demokratischen Prinzipien nach einer 
neuen Ordnung zu suchen, die in der Lage ist, den Zerfall der politischen Kultur
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aufzuhalten. -  Dies ist sicher eine Problematik, die seit den Tagen Tocquevilles an 
Aktualität nicht verloren hat.

j .  »Eine neue Welt braucht eine neue politische Wissenschaft«

In dieser Situation stellt sich die Frage, ob Demokratie überhaupt möglich ist. 
Wenn Individualismus und Materialismus, Eigensucht und Indifferenz gegenüber 
den öffentlichen Angelegenheiten sich ausbreiten und die Politiker aus dem Staat 
»eine riesige Aktiengesellsqhaft«18 mit Gewinnmaximierung machen, dann werden 
Bürgersinn und »öffentliche Tugenden« (1,2,105) verlorengehen.”  Das Anwachsen 
der Konpetenz des Staates wird diese Tendenz nur noch verstärken. Es besteht die 
Gefahr, daß der demokratische Mensch immer weniger empfänglich wird für die 
großen politischen Aufgaben, die den entscheidenden Wandel herbeiführen kön­
nen.

Es wäre nun freilich ein Irrtum anzunehmen, die demokratische Freiheit könne 
formaljuristisch durch eine gut durchdachte Verfassung allein gesichert werden.20 
Damit widerspricht Tocqueville eindeutig Immanuel Kant, der in seiner Schrift 
Zum ewigen Frieden betont, daß nicht die moralische Verfassung des Menschen 
eine gute Staatsverfassung schafft, sondern »vielmehr umgekehrt, von der letzteren 
allererst die gute moralische Bildung eines Volkes zu erwarten ist«.21 Wohl ist es 
nützlich und notwendig, die Gesetzgebung zu verbessern und Reformen durchzu­
führen. In einem legalistisch und formalistisch denkenden Zeitalter ist dies auch 
nicht zu vermeiden. Aber Verfassung und Gesetzgebung können -  das ist die Erfah­
rung des 20. Jahrhunderts -  von den Feinden der Demokratie mißbraucht werden.22

Daher kommt es ganz wesentlich darauf an, nicht nur die Institutionen zu ver­
bessern, sondern vor allem den »Geist der Regierung«.23 Entscheidend muß sein 
»die geistige und sittliche Verfassung der Menschen, durch die Institutionen und 
Gesetze sich verwirklichen«.24 Notwendig ist also ein durchgehender, das ganze öf­
fentliche und private Leben tragender Konsens in den Grundüberzeugungen der 
Moral und der Politik -  ein höchst schwieriges Unterfangen in einer Gesellschaft, 
in der der Pluralismus der Meinungen und die Permissivität sich immer mehr 
durchsetzen.

In dieser Situation gilt es, umso aufmerksamer Tocquevilles Aufforderung zu 
vernehmen: »Wir müssen den politischen Menschen in uns schaffen.«25 Das ist na­
türlich zunächst einmal eine Aufforderung an sich selbst und an seinen Freund, die 
gegenwärtige politische Situation und ihre Entstehungsgeschichte zu studieren. 
Das heißt darüber hinaus aber auch, daß jeder Mensch in einer demokratischen Ge­
sellschaft wissen muß, was auf dem Spiele steht, damit er sich vorbereiten kann auf 
eine verantwortliche Anteilnahme an der Politik.26 Diese bürgerliche Gesinnung, 
diese Sensibilisierung für politische Fragen kann aber nur erreicht werden durch 
eine tiefgreifende politische Bildung.

Dabei darf freilich die Bildung, die den Geist kultiviert, nicht getrennt werden 
von der Erziehung, die die Sitten und Gewohnheiten eines Volkes beeinflußt. Man 
macht aus einem Menschen noch keinen Staatsbürger, wenn man ihm Lesen und 
Schreiben beibringt. Eine gute literarische Bildung und ein hohes kulturelles N i­
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veau befähigen ein Volk noch nicht, sich selbst zu regieren. Diese Selbstregierung, 
diese aktive Anteilnahme am politischen Leben ist aber notwendig, und sie setzt Er­
fahrung voraus, gesunden Menschenverstand, Sinn für das Praktische, Instinkt für 
das Machbare und das Richtige (1,1,318). Das alles aber lernt der Bürger erst dann, 
wenn er sich in der konkreten Politik seiner Gemeinde engagiert.27 Dort allein kann 
er die notwendige »praktische Klugheit« (1,1,238) erwerben.28

Denn politische Bildung ist mehr als politisches Wissen, das auch von den Geg­
nern der Demokratie mißbraucht werden kann. Politische Bildung hängt zusam­
men mit einem politischen Gewissen, einem Wissen von der politischen und mora­
lischen Verantwortung, die jeder Staatsbürger besitzen sollte. Es genügt nicht, ein 
rein formales Wissen von den politischen Ereignissen zu besitzen, notwendig ist ein 
»Wissen, das zur Einsicht wird«, ein Wissen, das befähigt, »das Gute und das 
Schlechte, die Tugend und das Laster auch im Politischen zu unterscheiden«.29 Ein 
wahrhaft politisch gebildetes Volk besitzt »esprit civique«, staatsbürgerliche Gesin­
nung und Verantwortung.30 Ein solches Volk ist dann gleichzeitig auch ein aufge­
klärtes Volk.

Wenn Tocqueville in diesem Zusammenhang von einem aufgeklärten Volk 
spricht, so steht er damit keineswegs in der Tradition jener optimistischen Philoso­
phie des 18. Jahrhunderts, deren Anhänger auch heute noch die irrige Meinung ver­
treten, »daß der vernünftige Wähler ein vernünftiges Parlament hervorbringe, das 
vernünftige Gesetze mache«31. Das aufgeklärte Volk im Sinne Tocquevilles ist ein 
Volk, das frei ist von Leidenschaften, die die klare Einsicht verwirren, ein Volk, das 
die Gesetze respektiert und sich selbst regieren kann.32 Es ist zugleich auch ein reli­
giöses Volk, denn allein die Religion verhilft dem Menschen zu der Einsicht, seine 
wahre Situation zu begreifen und sein moralisches und politisches Pflichtbewußt­
sein zu stärken. Es ist die Religion, die zur Aufklärung führt und das Volk lehrt, 
wahrhaft frei zu sein (1,1,41).

Politische Erziehung bedeutet also Erziehung zum selbständigen Urteil, zur gei­
stigen Freiheit, zur Fähigkeit, selbst zu entscheiden und nicht dem Urteil der Mas­
se zu erliegen.

Die Erziehung des Individuums zum Staatsbürger kann aber nicht allein im E l­
ternhaus und in der Schule erfolgen. Auch die Regierung muß von der moralischen 
Verantwortung durchdrungen sein und diesen Bürgersinn über die Gesetzgebung 
in die Sitten und Gewohnheiten eines Volkes übertragen. Damit werden die Politi­
ker in einem besonderen Maße gefordert. In der Welt der Politik muß sich erheben 
»ein Wind der wirklichen politischen Leidenschaft, jener harten, heftigen, aber 
auch uninteressierten Leidenschaft, die fruchtbar ist«33, weil sie frei ist von persön­
lichen Interessen. Der Politiker muß sein Handeln bestimmen lassen von Prinzi­
pien und Überzeugungen, die getragen sind von einem Gefühl für Gerechtigkeit 
und Anständigkeit und von der Verantwortung für das Ganze.34

Eine demokratische Regierung kann sich also »nur bei einem gewissen Bildungs­
grad behaupten«, ... »nur wenn private Sittlichkeit und religiöser Glaube vorhan­
den sind, Dinge, die wir nicht haben ..,«35, auf die aber nicht verzichtet werden 
kann. Soll die Gefahr von Barbarei und Knechtschaft gebannt werden, muß die 
Mehrheit der Bürger darüber hinaus imstande und bereit sein, aktiv am politischen 
Leben teilzunehmen.36 Die Menschen müssen zur Demokratie erst erzogen werden,
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politische und religiöse Grundüberzeugungen müssen wiederbelebt werden. An 
die Stelle von politischer Unerfahrenheit muß politische Einsicht treten, blinde, 
egoistische Instinkte müssen verdrängt werden durch die Erkenntnis der wahren 
Interessen. Es hat in Europa eine soziale Revolution stattgefunden, die nicht dem 
Zufall und den wilden Instinkten überlassen werden darf (1,1,5). Bisher hat sich die 
demokratische Revolution nur in ihrer äußeren Struktur, nur an der Oberfläche, 
vollzogen. In den Gesetzen jedoch, in den Ideen, Gewohnheiten und Sitten des Vol­
kes hat der notwendige Wandel noch nicht stattgefunden. Daher sind im Augen­
blick nur die Nachteile dieser Revolution sichtbar, nicht aber ihre natürlichen Vor­
teile und ihr Nutzen (I,i,6).

Ein gewaltiges Programm, das Tocqueville uns da vor Augen führt. Aber er ist 
zutiefst davon überzeugt, daß die Erziehung des Menschen zur Demokratie nicht 
nur eine politische Erziehung sein darf; dies ist auch ein »moralisches Problem«.37 
Es kommt ihm ganz wesentlich darauf an, »das moralische und das religiöse Verhal­
ten des Menschen« zu beeinflussen.38 »Eine ganz neue Welt braucht eine neue poli­
tische Wissenschaft« (1,1,5).

Diese neue politische Wissenschaft, die Tocqueville hier fordert, ist nicht iden­
tisch mit den politischen Wissenschaften unserer Tage, die, als Tatsachenwissen­
schaften, rein empirisch und analytisch arbeiten und jeden normativen Bezug und 
jede philosophische Orientierung als unwissenschaftlich ablehnen. Politische Wis­
senschaft im Sinne Tocquevilles muß hingegen sein eine Leitwissenschaft, eine nor­
mative Wissenschaft, wie sie auch heute von Vertretern der politischen Wissen­
schaften gefordert wird.39 Sie wird somit zu einer Disziplin der praktischen 
Philosophie, die »politische Weisheit« vermittelt.40 Diese aristotelische Phronesis, 
diese »praktische Einsicht« in das, was gut ist und getan werden muß, ist politische 
Wissenschaft.41

Politische Wissenschaft muß also hinführen zu einer politischen Ethik, die 
Handlungsanweisungen zu geben vermag in der Orientierungslosigkeit der neuen 
Welt, wie sie nach der Revolution entstanden ist. Die Menschen müssen nicht nur 
politisches Wissen und Interesse besitzen, sondern auch eine politische Leiden­
schaft, die freilich nichts gemein hat mit einer ideologisch orientierten Politisierung 
und Verkrampfung, die klares Denken verhindert. Es muß eine Leidenschaft sein, 
die Egoismus und Individualismus überwindet und die -  gerade in der egalitären 
Gesellschaft -  ein Verantwortungsgefühl für die öffentlichen Angelegenheiten in je­
dem einzelnen Menschen wachhält.

Mit diesem Programm verweist Tocqueville die politischen Probleme in die Welt 
der Moral und vor allem in die der Religion, die für ihn eine »politische Institution« 
ist (1,1,301) und die mit ihren moralischen Forderungen das politische Verhalten 
der Menschen beeinflußt. In keiner Staatsform und Gesellschaftsordnung aber ist 
der Einfluß der Religion so sehr gefordert wie in der Demokratie, denn nur in der 
Demokratie ist der Bürger aufgerufen, in persönlicher Verantwortung sich aktiv am 
politischen Leben zu beteiligen und dabei seine bürgerlichen Tugenden unter Be­
weis zu stellen.42 Das Prinzip der Demokratie ist die Tugend.43
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4. Trennung von Kirche und Staat

Die Tragik besteht nun aber gerade darin, daß in der aus Aufklärung und Revolu­
tion entstandenen Demokratie das Verhältnis von Politik, Moral und Religion emp­
findlich gestört worden ist. Der Bruch zwischen Kirche und Revolution war unver­
meidbar, denn die Kirche besaß im alten Frankreich als politische und soziale 
Institution eine privilegierte Position (11,1,84), so daß die Revolution den Staat 
nicht angreifen konnte, ohne die Kirche zu treffen (11,1,204). Die »Emanzipation 
der Politik von der Religion«44, vom liberalen Bürgertum unter dem Einfluß der 
Aufklärung systematisch betrieben, führte dann konsequenterweise in Frankreich 
zur Trennung von Kirche und Staat im Jahre 1905.45

In Amerika aber traf Tocqueville auf eine andere Situation. Die Trennung von 
Kirche und Staat war dort nicht das Ergebnis einer revolutionären Auseinanderset­
zung, sie war von Anfang an selbstverständlich und insofern notwendig, als die Sied­
ler verschiedenen Religionsgemeinschaften angehörten und zum größten Teil wegen 
ihrer Religionsfreiheit die alte Heimat verlassen hatten. Daher wurde sie von den 
führenden Vertretern der Religionsgemeinschaften auch geradezu gefordert, denn 
sie waren der Überzeugung, daß dies für die Religion und für die Kirche zum Vor­
teil gereichen werde.46 In Amerika begegnet Tocqueville also einer Kirche, »die 
überhaupt nicht politisiert und eben deshalb indirekt über die Moral um so kräftiger 
politisch wirkt«, und einem Staat, »welcher der Kirche vollste Freiheit gewährt.«4

Diese harmonische Zusammenarbeit zwischen Kirche und Staat, wie Tocquevil­
le sie in Amerika beobachtet hat, muß auch in der demokratischen Gesellschaft in 
Europa möglich sein. Voraussetzung dafür ist allerdings, daß beide Bereiche ge­
trennt sind und sich gegenseitig respektieren. Die Aufklärung hat die Religion aus 
vielen Lebensbereichen verdrängt und sie verwiesen auf ihr ureigenes Gebiet. Die­
se Tatsache ist zu respektieren. Die Vertreter der Religion dürfen sich nicht einmi­
schen in Fragen, die nicht religiöse Grundpositionen berühren. In dieser Selbstbe­
schränkung liegt aber auch eine Chance; von ihr wird der Einfluß und die Macht 
der Religion abhängen, weil sie nur so ihre Glaubwürdigkeit behalten kann (1,2,30). 
Befreit von den weltlichen Verpflichtungen kann sie ihren religiösen und morali­
schen Einfluß um so stärker geltend machen. Ihre Herrschaft ist um so mehr gesi­
chert, als sie aus eigenen Kräften herrscht und keinen Druck auf die Menschen aus­
übt (1,1,43).

Eine Religion -  dies beweist die historische Erfahrung in Europa - , die eng mit 
den Interessen einer Regierung verbunden ist, kann zwar für eine gewisse Zeit der 
politischen Macht gute Dienste erweisen, auf die Dauer aber wird sich dies negativ 
für die Kirche auswirken. Sie begibt sich immer in eine nicht zu vermeidende Ge­
fahr, wenn ihre Vertreter sich in politische Angelegenheiten einmischen. Eine 
Staatsreligion hat für die Kirche früher oder später fatale Folgen (1,2,153).

Es gibt sicher Zeiten, in denen die Religion mit den künstlichen Mitteln der G e­
setze und mit der Unterstützung der Regierung die Gesellschaft beherrschen kann. 
Damit gelingt es ihr zwar, eine äußere Machtposition zu besetzen, aber sie gefähr­
det damit zugleich auch die legitime Grundlage ihrer Macht. Sie feiert wohl einen 
augenblicklichen Triumph, aber sie opfert dabei ihre Zukunft. Eine Religion, die 
sich zu eng mit den politischen Interessen einer Regierung verbündet, muß sich zu­
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dem auch Grundsätze zu eigen machen, die nur in einem bestimmten Volk Gültig­
keit haben (1,1,3 1of.). Indem sie sich aber auf einen nationalen Rahmen beschränkt, 
verliert sie ihren universalen Wert.

Was ganz allgemein für das Verhältnis von Religion und politischer Macht gilt, 
gilt erst recht, wenn diese politische Macht eine demokratische ist. Denn bei demo­
kratisch regierten Völkern wechseln die Inhaber der Macht relativ schnell, politi­
sche Theorien und Programme verändern sich und damit auch die Gesetze und die 
Verfassungen. Demokratien sind von Natur aus instabil, Wahlen verändern ständig 
die politische Situation. Wenn nun aber die Religion vom Streit der Parteien erfaßt 
wird, wird sie erst recht ihre universalen Ziele aus den Augen verlieren, und über­
dies werden die Menschen auch keinen Respekt mehr vor ihr haben (1,1,312).

Verhängnisvoll aber und geradezu ein Verrat an der universalen Aufgabe der Re­
ligion wäre es, wenn ihre Vertreter sich hineinreißen ließen in die leidenschaftlichen 
politischen Auseinandersetzungen und materielle Interessen einer Regierung ver­
teidigen würden, der sie sich verpflichtet fühlen. Denn unvermeidlich würden dann 
die Vertreter der Opposition ihre Gegner, mit denen sie doch eigentlich in Liebe 
verbunden bleiben sollten (1,1,3 1 0 · Damit würden sie gegen das universale Gebot 
der Menschenliebe verstoßen, das doch das Fundament der christlichen Religion ist.

Eine Religion muß sich also auf ihre universale Aufgabe konzentrieren und allen 
Menschen zur Verfügung stehen. Sie verteidigt Werte, die prinzipiell von anderer 
Art sind als die politischen.

Politische Macht wird meist getragen von der öffentlichen Meinung einer Gene­
ration; oft hängt sie nur vom Leben eines einzigen Menschen ab. Ein Gesetz kann die 
ganze politische Landschaft verändern. Politische Macht gründet eben nicht auf un­
veränderlichen Grundgegebenheiten der menschlichen Natur, die auf Transzendenz 
hin angelegt ist. Sie ist vergänglich und abhängig von den Zeitumständen (1 ,1 ,3 1 0 ·

Solange also eine Religion sich konzentriert auf menschliche Empfindungen, In­
stinkte und Bedürfnisse, die zu allen Zeiten dieselben sind, wird sie den Stürmen 
der Zeit standhalten und kann höchstens von einer anderen Religion verdrängt wer­
den. Wenn sie sich aber an die politischen Interessen dieser Welt bindet, wird sie fast 
ebenso anfällig und brüchig wie alle politische Macht. Keine Religion braucht die 
politische Macht, um zu überleben. Wenn sie ihr aber dient, kann sie mit ihr zu­
grunde gehen (1,1 ,3 11).

Der Säkularisierungsprozeß der europäischen Neuzeit ist gewiß ein Prozeß der 
»Emanzipation der Politik von der Religion«. Aber er kann auch sein ein Prozeß 
der »Emanzipation und Befreiung des religiösen Bereichs von den Anforderungen 
und Lasten des weltlichen«48, die der Kirche seit Konstantin so sehr geschadet und 
ihre Glaubwürdigkeit oft genug erschüttert haben. Eine Religion kann ohne politi­
sche Unterstützung existieren, wenn aber eine Kirche sich in politische Angelegen­
heiten einmischt, entstehen unnötige Spannungen, unter denen die Kirche immer 
zu leiden hat.

Auf dem Hintergrund dieser Erfahrungen der europäischen Geschichte haben 
für Tocqueville dagegen die amerikanischen Verhältnisse Modellcharakter, auch für 
die zukünftige Entwicklung in Europa. Dort herrscht konfessionelle Vielfalt, aber 
es gibt keine religiöse Gruppe oder Sekte, die die demokratischen Institutionen in 
Frage stellt (1,1,303). Und es gibt auch keine, die sich in den Dienst der politischen
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Macht zu stellen versucht. Die Katholiken zumal haben allen Grund, sich an die de­
mokratischen Spielregeln zu halten. Sie sind arm und in der Minderheit, und nur, 
wenn alle Bürger dieselben politischen Rechte genießen und mitregieren dürfen, 
haben auch sie eine Chance, an der Regierungsgewalt beteiligt zu werden. Und nur 
dann, wenn alle demokratischen Rechte respektiert werden, dürfen auch sie in Frei­
heit ihre Rechte als Minderheit beanspruchen (1,1,302). Die katholischen Priester 
bekleiden selbstverständlich kein politisches Amt, es sei denn, sie unterrichten in 
den Schulen. Sie sind weder in den gewählten Versammlungen zu finden noch in der 
Verwaltung. Diese Praxis ist in einigen Staaten durch ein formelles Gesetz geregelt, 
in anderen verbietet es die öffentliche Meinung (1,1,309). -  Änliches gilt auch für die 
Vertreter der anderen Religionsgemeinschaften.49

Auf Grund der in Europa und in Amerika gemachten Erfahrungen und Beobach­
tungen kommt Tocqueville zu dem Schluß, daß nur eine »vollständige Trennung 
von Kirche und Staat« (1,1,309) die friedliche Herrschaft der Religion in der Gesell­
schaft sichern kann. Die politischen Machthaber dürfen weder eine offizielle Philo­
sophie dekretieren noch den Vertretern der Religion einen politischen Einfluß zu­
gestehen. Eine Staatsreligion gar ist vollends von Übel. Und wenn Tocqueville auch 
dezidiert erklärt, daß das Christentum »ä tout prix« seinen Einfluß in der moder­
nen demokratischen Gesellschaft beibehalten muß, so will er doch andererseits lie­
ber die Priester in den Kirchen »angekettet« wissen, als sie hinauszulassen in die 
Welt der Politik (1,2,153).

;. Der moralische Einfluß der Religion au f die Politik

In dieser paradoxen Formulierung wird eine wesentliche Problematik für Staat und 
Gesellschaft sichtbar. Staat und Kirche müssen formal getrennt sein, aber im kon­
kreten Menschen, der in beiden Institutionen lebt, begegnen sie sich wieder, so daß 
Überschneidungen nicht zu vermeiden sind.’3 Eine radikale Trennung von Kirche 
und Staat, wie sie in Frankreich seit 1905 von einer laizistischen Regierung zeitwei­
se praktiziert wurde, führt zu Spannungen, die für beide Teile schädlich sind. In 
Amerika dagegen, wo es auch eine Trennung von Kirche und Staat gibt, kann »die 
Kirche um so kräftiger und erfolgreicher politisch wirksam« sein, »je weniger sie 
sich mit den politischen Mächten verbindet«51, weil sie dann indirekt über die Mo­
ral Einfluß auf die Politik gewinnen kann. Dies ist aber deshalb so wichtig, weil es 
gilt, die typischen Gefahren zu bekämpfen, die in der demokratischen Gesellschaft 
entstanden sind: insbesondere Individualismus, Egoismus und Materialismus.

Wenn Kirche und Staat auch getrennt sind, so sind es Religion und Politik gewiß 
nicht, wie ein Blick auf die amerikanischen Verhältnisse zeigt. Dort leben viele 
Konfessionen und Sekten nebeneinander. In ihren dogmatischen Aussagen wider­
sprechen sie sich zwar, aber durch eine gemeinsame christliche Moral bleiben sie 
dennoch miteinander verbunden. Da Amerika überdies weithin von den antichrist­
lichen Tendenzen der europäischen Aufklärung unberührt geblieben ist, wird der 
Glaube auch ohne Diskussion akzeptiert (1,2,14).

Denn für Politik und Gesellschaft ist dies das Entscheidende: Unabhängig von je­
der dogmatischen Trennung der Konfessionen vermittelt die christliche Religion
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den Menschen eine gemeinsame Moral, die sie lehrt, daß gegenseitige Verpflichtun­
gen sie bindet, daß der Mensch wesentlich Mit-Mensch ist. Dieser soziale Aspekt 
der Religion ist für die Gesellschaft von fundamentaler Bedeutung. Die Religion ist 
für die Gesellschaft »nützlich und natürlich« (1,1,304), natürlich, weil sie zu den 
Grundgegebenheiten des menschlichen Wesens gehört, und nützlich, weil sie dem 
Menschen in seinem täglichen Handeln Verpflichtungen auferlegt, ohne die eine 
Gesellschaft nicht bestehen kann.52

Und auch dies ist der Nutzen der Religion für die Politik: Wirklich stabile Ver­
hältnisse gibt es nur in einer Gesellschaft, in der die Menschen in freiwilliger Zu­
sammenarbeit demselben» Ziel zustreben. Neben dem Patriotismus vermag dies 
aber auf die Dauer nur die Religion zu leisten (1,1,94). Die Respektierung der Reli­
gion ist die beste Garantie für die Stabilität des Staates und für die Sicherheit der 
Bürger (11,1,205). Dabei ist die Tiefe der dogmatischen Glaubensaussagen für das 
gesellschaftliche Leben weit weniger wichtig als die gemeinsamen moralischen 
Überzeugungen, die Respektierung von gemeinsamen Regeln aus »Gewohnheit« 
(1,1,304).”

Tocqueville weiß natürlich, wie gefährlich es ist, wenn die religiöse und morali­
sche Substanz zu sehr schmilzt, so daß die Religion nur noch aus Gewohnheit prak­
tiziert wird. Diese Gefahr besteht vor allem bei demokratischen Völkern, bei denen 
die Lebensbedingungen sich weitgehend angeglichen haben und die öffentliche 
Meinung zur allgemein anerkannten Richtschnur, ja zur Diktatur der Massen ge­
worden ist. In einer solchen Gesellschaft herrscht die Religion weit weniger als ge- 
offenbarte Lehre denn als öffentliche Meinung (1,2,18).

Soll die Religion in einer solchen Gesellschaft dennoch einen wirksamen Einfluß 
behalten, so kann dies nur unter bestimmten Voraussetzungen geschehen: Nur, 
wenn die Gläubigen ihren Glauben offen bekennen und sich dadurch die Achtung 
der anderen Menschen erwerben und, wenn andererseits die Ungläubigen ihren 
Unglauben verbergen, weil sie mehr aus Indifferenz denn aus Überzeugung ihren 
Glauben verloren haben” , kann eine öffentliche Meinung entstehen, die eine gün­
stige Atmosphäre schafft für die Existenz der Religion. Wichtig ist also, daß ein be­
stimmter Teil der Menschen aus voller Überzeugung sich zu seinem Glauben be­
kennt und daß auch die Ungläubigen die Religion als nützlich anerkennen (1,1,313). 
Damit die Religion in der Gesellschaft eine moralische Kraft wird, muß sie zuerst 
eine religiöse Kraft sein, und dazu ist mehr nötig als nur das Praktizieren von reli­
giösen und moralischen Grundsätzen aus Gewohnheit.

Es ist gewiß nicht zu übersehen, daß in unseren Tagen die Religion immer weni­
ger das Verhalten der Menschen beeinflußt, daß sogar die Gegner der Religion im­
mer offener und aggressiver den christlichen Glauben bekämpfen. Aber es ist noch 
nicht ausgemacht, daß der Prozeß der Säkularisierung auf einen Punkt hinausläuft, 
wo das Sakrale völlig vom Profanen verdrängt wird und wo dann auch das Wort 
Gott keine Bedeutung mehr hat.55 Wir haben im Gegenteil allen Grund anzuneh­
men, daß Tocqueville recht hat, wenn er behauptet, daß das religiöse Gefühl die 
große Mehrheit der Menschen niemals verlassen wird, weil in ihnen ein instinktives 
Verlangen nach Transzendenz lebt (1,1,314).

So bleibt die Religion ein nützlicher Stabilisierungsfaktor und trägt damit not­
wendig »zur Aufrechterhaltung der republikanischen Institutionen« (1,1,306) bei.
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Dies ist gerade in einer demokratischen Gesellschaft von wesentlicher Bedeutung. 
Wo die Freiheit eine so große Rolle spielt, wo in der Politik fast alles der freien Dis­
kussion überlassen bleibt und alles in Veränderung begriffen ist, da braucht der 
Mensch in den grundsätzlichen Fragen eine stabile Autorität, die nicht zur Diskus­
sion steht und auf die er sich verlassen kann. »Die Demokratie braucht die Reli­
gion.«56 -  Die Grundwertediskussion unserer Tage beweist dies zur Genüge.57

Der Einfluß der Religion auf das Verhalten der Menschen hängt nun aber nicht 
nur davon ab, ob es einer Kirche gelingt, direkt bei den politischen Entscheidungen 
oder in der Gesetzgebung mitzuwirken. Viel wichtiger ist, daß die Religion einen 
moralischen Einfluß auf die Sitten des Landes besitzt. Eine politische Gemeinschaft 
kann nicht bestehen ohne Sittlichkeit, und ein Volk kann keine Sittlichkeit besitzen 
ohne Religion.58 Indem die Religion mit ihren moralischen Verpflichtungen das 
Verhalten der Menschen in den Familien bestimmt, beeinflußt sie auch das Leben 
der Gesamtgesellschaft (1,1,305). Nur so kann sie »Macht über die Sitten« gewinnen 
und »Einfluß auf die Gesetze« ausüben (1,1,313) und damit den gesamten morali­
schen und intellektuellen Zustand eines Volkes beeinflussen (1,1,300).

Voraussetzung ist freilich ein intaktes und stabiles Familienleben. Wenn aber -  
wie Tocqueville bereits in der europäischen Gesellschaft seiner Zeit glaubt feststel­
len zu können -  Ehe und Familie nicht mehr in Ordnung sind, weil in ihnen die na­
türlichen Bindungen mißachtet werden und zügellose Leidenschaften herrschen, 
wird diese innere Unruhe und Unordnung auch die Stabilität der Gesellschaft ge­
fährden. Der Bürger wird dann nur widerwillig sich den Gesetzen des Staates un­
terwerfen, also Verpflichtungen übernehmen, die er als Privatperson in der Familie 
zu respektieren nicht bereit ist (1,1,305).

Der Verlust moralischer Verhaltensmuster in der Familie hat in unseren Tagen 
deutlichere Konturen angenommen. Der moderne Arbeitsrhythmus löst die Fami­
lie tendenziell auf und erlaubt nur noch selten eine Erziehung nach traditionellen 
Wertmaßstäben. Ihm kommen moderne Erziehungsmethoden entgegen, die mit 
dem Anspruch auf Egalität und Chancengleichheit das Kind möglichst früh aus 
dem Einflußbereich der Familie entfernen wollen, um es einer »Gesellschaftssteue­
rung mit genormten Größen«59 auszuliefern.

Ist aber die Familie als Keimzelle der Gesellschaft vom moralischen Verfall be­
droht, dann können Sitten und bürgerliche Tugenden natürlich nicht mehr per 
Gesetz dekretiert werden. Aber die Gesetzgebung vermag doch gewisse Verhaltens­
weisen der Menschen zu korrigieren. Demokratische Gesellschaften sind gekenn­
zeichnet durch die Gleichheit der Lebensbedingungen und die Chancengleichheit. 
Damit entsteht dort im Menschen -  mehr als in anderen Gesellschaften -  der 
Wunsch, sich über seine Mitmenschen zu erheben, also der Ehrgeiz und -  als sein 
Gegenstück, wenn dies nicht gelingt -  der Neid, der geradezu ein »demokratisches 
Empfinden« (1,1,32 5)ist. Diese typischen Schwächen können mit Hilfe der Gesetze 
im Zaum gehalten werden, indem sie die Idee des Rechts für alle durchsetzen.

Die Gesetzgebung kann also ganz allgemein das moralische Empfinden und Ver­
halten regulieren. Sie muß mehr sein als ein formaler Regulator des öffentlichen Le­
bens. Sie kann dafür sorgen, daß die Menschen sich für das Schicksal ihres Landes 
interessieren (1,1,94 f.) und also dazu beitragen, daß ein »esprit civique«, eine Ver­
antwortung des Bürgers für das Ganze der Gesellschaft wachgehalten wird.60 So
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kann ein geistiges Klima geschaffen werden, das die Menschen nicht nur zwingt, ein 
Gesetz zu befolgen, sondern sie dazu veranlaßt, aus Einsicht einem gerechten Ge­
setz zu gehorchen und nicht nur einem Beamten als dem Vertreter dieses Gesetzes 
(1,1,95). Bürgerliche Moral und Verantwortung können nicht durch moralische A p­
pelle vermittelt werden, sie müssen durch die Gesetzgebung in den Sitten und Ge­
wohnheiten eines Volkes verankert werden. Die Sitten müssen in den Rang eines 
Gesetzes erhoben werden.61 Man darf die Hoffnung nicht aufgeben, die Probleme 
der Demokratie mit Hilfe der Gesetze und der Sitten in den Griff zu bekommen
(1.1.325) . Wenn das nicht gelingt, dann kippt Demokratie um in Despotismus
(1.1.326) .

6. Religion und bürgerliche Tugend

Freilich muß die Gesetzgebung ihrerseits auch die Unterstützung der Religion er­
fahren, die durch ihre Morallehre die Menschen verpflichtet, die Gesetze zu respek­
tieren -  es sei denn, diese verstoßen gegen die Vorschriften der Moral. Sie sorgt 
dafür, daß aus dem äußeren Zwang, den die Gesetze auferlegen, ein allgemein aner­
kannter Habitus wird.

Gesetze, Sitten und Sittlichkeit müssen sich somit gegenseitig beeinflussen und 
zusammengehalten werden durch die Religion, die ganz wesentlich zu den Grund­
befindlichkeiten der menschlichen Existenz gehört und einen politischen Faktor er­
sten Ranges darstellt. Wenn die Welt der Politik auch prinzipiell der offenen Dis­
kussion überlassen bleibt, so braucht der Mensch doch klare Vorstellungen von den 
Grundgegebenheiten seines Daseins, die ihm nur eine religiöse Autorität vermitteln 
kann. Sollte aber die Religion in einer Gesellschaft ihren Einfluß verlieren, so wer­
den die Menschen von konfusen und stets wechselnden Ideen beherrscht; Zweifel 
und Unsicherheit ergreifen sie, schließlich verlieren sie ihren Halt und enden in 
Verzweiflung und Resignation. Eine solche Gesellschaft besteht dann nur noch aus 
einer energielosen Masse, die reif ist für die Knechtschaft (1,2,2/f.).

Gerade aber eine demokratische Gesellschaft kann ohne Religion nicht existie­
ren, denn sie ist den spezifischen Gefahren des Individualismus und des Materialis­
mus ausgesetzt, die ihre Existenz gefährden.

Der der Demokratie eigentümliche Individualismus zeigt sich unter einem dop­
pelten Aspekt: Vor der Übermacht der Mehrheit zieht sich der Mensch resigniert 
zurück in seine enge und bequeme Privatsphäre. Gleichzeitig erfüllt ihn aber auch 
ein grenzenloses Vertrauen in die Unfehlbarkeit der Massen. Beide Haltungen ver­
leiten ihn dazu, sich nicht um die öffentlichen Angelegenheiten zu kümmern, die in 
der modernen Gesellschaft außerdem zu kompliziert erscheinen und nur noch den 
Spezialisten überlassen werden. Eine Demokratie kann aber nur dann funktionie­
ren, wenn der einzelne Bürger ein aktiv handelndes Mitglied der Gesellschaft ist. 
Gegen die Tyrannei der Mehrheit verteidigt Tocqueville daher das Recht des Indi­
viduums auf Selbstbestimmung. Gegen den Rückzug ins Private aber fordert er das 
politische Engagement jedes einzelnen Bürgers und einen wachen Sinn für Solida­
rität. Dies erfordert Mühe und Anstrengung, aber es kommt ganz wesentlich dar­
auf an, die apolitische Gleichgültigkeit zu bekämpfen, den Menschen allgemeine



Grundsätze einzuprägen, Gesinnungen zu wecken, die das Denken und Wollen in 
eine bestimmte Richtung lenken.62

Hier erweist sich wiederum die große Nützlichkeit der Religion für die Politik, 
gerade und vor allem in demokratischen Zeiten, denn sie bekämpft den gefährlichen 
Instinkt im Menschen, sich zu isolieren (1,2,29). Und da dieser Geist der individuel­
len Unabhängigkeit nicht nur für den Bestand der politischen, sondern auch für den 
der religiösen Gemeinschaft gefährlich ist, haben die Vertreter von Staat und Kirche 
allen Grund, auf diesem Gebiet zusammenzuarbeiten (1,2,34).

Religion ist also keineswegs Privatangelegenheit, und die Arbeit und die Verant­
wortung der Vertreter der Religion darf sich nicht beschränken auf den rein kirch­
lichen Bereich. Private und öffentliche Moral dürfen nicht voneinander getrennt 
werden. Vom Priester muß erwartet werden, daß er die Menschen nicht nur im Sin­
ne der privaten Moral erzieht, sondern sie auch aufmerksam macht auf die Pflich­
ten, die der Bürger in der Gesellschaft hat.63 Es ist sicher nicht seine Aufgabe, für 
eine Staatsform oder für eine politische Partei zu werben. Aber er sollte ihnen doch 
deutlich sagen, daß sie, in dem Maße, wie sie Christen sind, auch einer mensch­
lichen Gemeinschaft angehören, daß sie, bevor sie sich selbst gehören, dieser politi­
schen Gemeinschaft verpflichtet sind. Es ist also niemandem erlaubt, sich politisch 
indifferent zu verhalten. Alle sind verantwortlich für das, was in der Öffentlichkeit 
geschieht. Und alle -  je nach ihren Fähigkeiten -  sind verpflichtet, für das Wohl­
ergehen dieser Gemeinschaft zu arbeiten und darüber zu wachen, daß sie sich nur 
einer Autorität unterwerfen, die legitim ist und zum Wohle des Volkes arbeitet.64

Dies alles gehört zur moralischen und politischen Erziehung, die der Priester zu 
leisten hat. Er muß die öffentlichen Tugenden genauso lehren wie die privaten. Es 
gehört zu den zentralen Aufgaben der Religion, die Menschen für den Dienst an der 
respublica zu interessieren, denn Tugend ist »die Fähigkeit und die dauernde Be­
reitschaft zur Bindung des Ichs an etwas, das uns jenseits der Grenzen des eigenen 
Ichs begegnet«65. Eine exklusive Konzentration des Christen auf das Jenseits ist ge­
radezu eine Gefahr. Wer sich ausschließlich darum bemüht, private Tugenden zu 
erwerben, gerät in Gefahr, die öffentlichen zu verlieren.66 Damit aber gefährdet er 
den Bestand der Gesellschaft.

Aber auch die Verantwortung des Politikers ist gefordert, denn die Religion ist 
ein unentbehrlicher Stabilisierungsfaktor für die gesamte Gesellschaft und keines­
wegs nur -  wie man in der Vergangenheit gerne gesehen hat -  ein instrumentum 
regni, um »den Pöbel im Zaum« zu halten.67 Denn nicht nur das Volk, auch die ver­
antwortlichen Politiker müssen im Zaum gehalten werden und in den großen An­
gelegenheiten der Politik gewissenhaft die Regeln der Moral respektieren. Nur 
dann können sie auch von den Bürgern erwarten, daß diese ihrerseits dasselbe in 
den kleinen Dingen des Alltags tun (1,2,153). Die Regierung muß durch ihr Beispiel 
die öffentliche und die private Moral unterstützen.68

Die Politiker müssen also gewissermaßen in einer doppelten Hinsicht tugendhaft 
sein, als Bürger und als Lenker der Geschicke ihres Landes; denn mehr als jeder ande­
re Bürger werden sie von einer kritischen Öffentlichkeit beobachtet und beurteilt.69

Neben dem Individualismus ist sodann der Materialismus eine große Gefahr für 
den Bestand der Demokratie. Der Wunsch, materielle Güter zu besitzen und zu ge­
nießen, ist sicher natürlich und legitim. In der demokratischen Gesellschaft aber

4<$2 Perspektiven
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wird diese natürliche Neigung zu einer spezifischen Gefahr. Die Gleichheit der Le­
bensbedingungen eröffnet dem Individuum die Chancen eines schnellen Aufstiegs. 
Industrialisierung und technischer Fortschritt bieten zudem die Möglichkeit, mate­
rielle Güter maximal zu nutzen und zu genießen, um somit das Leben so angenehm 
wie möglich zu gestalten. Damit ist aber auch die Gefahr verbunden, daß der 
Mensch nur noch materielle Interessen hat und daß er, während er seine materiellen 
Lebensbedingungen verbessert, seine geistigen Fähigkeiten, die das Wesen seiner 
Existenz ausmachen, vernachlässigt und damit sich selbst »erniedrigt« (1,2,150). 
Diese »Leidenschaft des Wohlstandes« ist die »Mutter der Knechtschaft« (11,1,175). 
In ihrem Umkreis können zwar noch einige private Tugenden gedeihen, wie etwa 
die Liebe zur Familie und die Respektierung der Sitten und der Religion. Sie er­
zeugt Menschen, die ein anständiges und geregeltes Leben führen, aber eben auch 
»feige Bürger« (ebd.) Dieser »anständige Materialismus« verdirbt die Menschen 
nicht, aber verweichlicht sie, um ihnen am Ende alle Tatkraft zu nehmen (1,2., 139). 
Wenn die große Mehrheit der Bürger sich aber nur um ihre Privatangelegenheiten 
kümmert, dann kann eine kleine Minderheit sich schnell der Macht im Staat be­
mächtigen und damit die Demokratie gefährden (1,2,148).

Der Materialismus -  sei es der praktische oder sei es der theoretische -  ist prinzi­
piell eine »gefährliche Krankheit« für alle Völker. Für die demokratische Gesell­
schaft aber ist er ein »natürlicher Feind« (1,2,151), denn gerade die Demokratie be­
günstigt in einem besonderen Maße die Neigung zum Genuß materieller Güter.

Wer daher um die Zukunft der Demokratie besorgt ist -  sei es der Gesetzgeber, 
der Politiker oder der Philosoph -, der muß sich darum bemühen, die Menschen 
herauszuführen aus der Enge des materiellen Denkens und Handelns, der muß 
ihnen ein Gefühl vermitteln für die Unendlichkeit, einen Sinn für wahre Größe und 
für echte Liebe zu den geistigen Genüssen (1,2 ,151). Diese Aufgabe aber können die 
Führer eines Volkes nicht erfüllen, wenn die Religion keinen zentralen Platz mehr 
in den Herzen der Menschen hat. Denn sie allein lenkt ab von der materiellen Welt, 
sie allein weitet den Horizont, öffnet den Blick für eine Welt, die jenseits aller sinn­
lich-materiellen Dinge liegt. Sie allein erinnert den Menschen auch an seine Pflich­
ten gegenüber seinen Mitmenschen (1,2,29). Die Schwächen des demokratischen 
Systems werden durch keine andere geistige Macht so sehr ausgeglichen wie durch 
die Religion. Sie ist das kostbarste Erbe, das die aristokratische Gesellschaft hinter­
lassen hat und das in dem revolutionären Umbruch, aus dem die demokratische Ge­
sellschaft hervorgegangen ist, nicht verloren gehen darf (1,2,151). Es ist von höch­
ster Wichtigkeit, die Demokratie durch die Religion zu »moralisieren« (1,2,150).

Nun ist es sicherlich nicht die Aufgabe der Religion, der Tendenz nach materiel­
lem Genuß einen radikalen Immaterialismus entgegenzusetzen -  der zudem im 
Christentum auf keine Tradition zurückgreifen kann. Denn nach christlichem Ver­
ständnis gehört die Materie zur Schöpfung Gottes und ist im Prinzip gut. Nur muß 
sie in der Hierarchie der geschaffenen Dinge den ihr zugewiesenen Platz behalten. 
Das Verlangen nach materiellem Wohlstand ist also legitim und in der hochindu­
strialisierten Gesellschaft eine Grundgegebenheit, die nicht ignoriert werden kann. 
Würde eine Kirche einen radikalen Spiritualismus predigen, so müßte sie damit 
rechnen, auf völliges Unverständnis zu stoßen und damit jeden Einfluß auf die 
Menschen zu verlieren.
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Es kann also lediglich die Aufgabe der Religion sein, mäßigend und ausgleichend 
zu wirken. Sie kann dem Verlangen nach Genuß materieller Güter entgegenwirken, 
indem sie es »reinigt, reguliert und einschränkt«. Sie wird die Menschen nicht da­
von abhalten können, sich zu bereichern, aber sie kann ihn davon überzeugen, dies 
in Maßen zu tun und mit »ehrlichen Mitteln« (1,2,33).

So hilft die Religion, Extreme zu vermeiden. Sie leitet die Menschen an zum Ge­
nuß geistiger Güter und macht sie aufmerksam auf die schlimmen Folgen, die durch 
übermäßigen Stolz und durch maßlose Begierden entstehen. Sie spricht von der 
Notwendigkeit, das Verlangen zu zügeln, und von den verborgenen Freuden, die 
die Tugend allein zu verleihen vermag und die zum wahren Glück führen. Sie lenkt 
die Menschen ab von den kleinen Leidenschaften, die sie beherrschen, und von den 
Interessen des Augenblicks; sie führt sie hinein in eine ideale Welt, wo alles groß, 
rein und ewig ist (1,2,149).

Diese Leitlinien, die die Religion dem Menschen in die Hand gibt, sind sehr wohl 
vereinbar mit der »Lehre vom wohlverstandenen Interesse« (1,2,131). Natürlich 
handelt der Christ, wenn er Gutes tut, nicht aus irgendeinem Interesse heraus, auch 
nicht in der Hoffnung auf eine Belohnung im Jenseits, sondern allein aus Liebe zu 
Gott. Und dennoch gibt es -  gewissermaßen als Nebeneffekt -  das, was Tocqueville 
die »Nützlichkeit der Tugend« (ebd.) nennt. Es liegt im Interesse des Menschen, tu­
gendhaft zu sein und sich den moralischen Forderungen der Religion nicht zu ent­
ziehen. Wer in diesem Leben ein dauerhaftes und solides Glück sucht, muß lernen, 
seine Leidenschaften zu beherrschen und Ausschweifungen jeder Art zu vermei­
den. Er muß lernen, auf viele Genüsse und Freuden des Augenblicks zu verzichten. 
Wer Selbstbeherrschung lernt und Opfer bringt, erweist sich selbst einen Dienst. 
Die moralischen Forderungen der Religion stehen also im Dienst des Menschen. 
Wer glücklich sein will, muß der Vernunft gehorchen und den Instinkten widerste­
hen, die nur zu einem vorübergehenden Glück verhelfen (1,2,131 f.). Vernunft und 
wohlverstandenes Interesse führen zu einem tugendhaften Leben, sie machen den 
Menschen tauglich, fähig, in den schwierigen Situationen sich zu bewähren und sei­
ner Existenz einen Sinn zu verleihen.

Die Religion wird somit zu einem Regulierungs- und Stabilisierungsfaktor für 
den einzelnen Menschen und damit auch für die Gesellschaft. Jenseitige Ziele und 
diesseitige Interessen des Menschen können miteinander in Einklang gebracht wer­
den und müssen sich nicht als unversöhnliche Mächte gegenüberstehen.

Diesseits und Jenseits sind nun aber nicht nur keine Widersprüche, sie sind auch 
korrespondierende Teile eines Ganzen. Die Menschen, die in den vergangenen 
Jahrhunderten sich um das Jenseits bemühten, besaßen zugleich auch das Geheim­
nis, in dieser Welt Erfolg zu haben. Denn sie besaßen jenen Weitblick, der ihnen 
erlaubte, auch in dieser Welt große und dauerhafte Werke zu schaffen. Die Reli­
gion verschafft dem Menschen einen Habitus, der ihn befähigt, auch in dieser Welt 
nützliche Dinge zu tun. Sie besitzt also durchaus einen »politischen Aspekt« 
(1.2, 155)· ............................................

In dem Maße aber wie die Religion ihren Einfluß verliert, werden die Menschen 
kurzsichtig, sie verfolgen nur noch kurzfristige und naheliegende Ziele. Sie schaf­
fen nichts Großes und Dauerhaftes mehr, denn sie haben den Weitblick verloren, 
der in die Zukunft weist (1,2,155).
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In dieser spezifischen Gefahr befindet sich vor allem die egalitäre Gesellschaft. 
Soziale Mobilität bedeutet eben auch soziale Instabilität. Die Gefahr der permanen­
ten Fluktuation, in der nur die Probleme des Augenblicks zählen, kann nur gebannt 
werden, wenn die Menschen fähig sind, auf die kleinen täglichen Freuden zu ver­
zichten, um Kraft zu gewinnen für die wirklich großen Aufgaben (1,2,156). Große 
Erfolge und dauerhaftes Glück erfordern große Anstrengungen. Nur die Religion 
vermag dem Menschen einen Blick für das Wesentliche zu verleihen (1,2,157).

7. R eligiöse G ru ndlagen  der politischen K u ltu r

Tocqueville widerspricht damit der These, daß die Abkehr von der Theologie und 
der Metaphysik des Mittelalters, die ihren Blick zu sehr auf das Jenseits gerichtet 
hatten, und die seit Renaissance und Humanismus erfolgte Hinwendung auf das 
Diesseits erst die notwendigen Kräfte freigesetzt haben, die den Fortschritt ermög­
lichten. In der logischen Konsequenz dieser These behaupteten sodann die radika­
len Religionskritiker -  etwa Marx und Freud - , daß erst die volle Konzentration des 
Menschen auf die Gestaltung des irdischen Lebens das Paradies auf Erden schafft, 
womit dann die Religion überflüssig wird.70

Alles dagegen spricht dafür, daß der Bezug zur Transzendenz zum Wesen des 
Menschen gehört und daß Tocqueville recht hat, wenn er betont, daß »alle politi­
schen Fragen bald zu religiösen Fragen werden und alle religiösen Fragen in politi­
sche Fragen einmünden«71. In der Tat: Es gibt einen Zusammenhang von Religion, 
Moral und Politik. Es gibt eine politische Dimension der Religion, wie es eine reli­
giöse Dimension des Politischen gibt.

Der modernen Demokratie fehlt gewiß die religiöse Legitimation, die von frühe­
ren Staatsformen in Anspruch genommen wurde. Was Recht ist, verändert sich 
ständig und muß der veränderten Situation angepaßt werden. Der Pluralismus der 
Meinungen erlaubt nur noch einen gemeinsamen Konsens in einem Mehrheitsbe­
schluß, mit der Verpflichtung, das Recht der Minderheiten zu respektieren. Dies al­
lerdings erfordert eine Reihe von Tugenden, ohne die das demokratische System 
nicht existieren kann. Zu ihnen gehören die Tugenden des Maßhaltens, der Gerech­
tigkeit und der Klugheit, die nicht zufällig zu den Kardinaltugenden der klassischen 
Ethik gehören und die heute wieder eingefordert werden.72 Notwendig ist sodann 
der Altruismus, der das individualistische Denken und die Gleichgültigkeit be­
kämpft, den Sinn für Solidarität weckt und ein Engagement für die Gesellschaft. 
Dies gilt für den Politiker noch mehr als für den Bürger, denn er steht in besonde­
rer Weise im Dienst der Gesellschaft. Daher muß von ihm darüber hinaus ein ver­
antwortlicher Umgang mit der Macht erwartet werden.

Tocqueville hat bereits die Politiker seiner Zeit, die vom egoistischen Machtinter­
esse beherrscht waren, deutlich verurteilt und die damalige Situation eine »morali­
sche Misere«73 genannt. Angesichts der Verwilderung der politischen Sitten auch in 
unseren Tagen erheben sich erneut Stimmen, die von einem »moralischen An­
spruch« der Demokratie sprechen.74 Sollte es nicht gelingen, die Gewissen der Men­
schen anzusprechen, dann bleibt die Demokratie eine Illusion75 und die Politikver­
drossenheit, ja die Gesellschaftsverdrossenheit und damit der Rückzug ins Private
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wird zunehmen. Das Gewissen aber kann weder durch moralische Appelle noch 
durch staatliche Verordnungen geschärft werden, sondern allein durch die Religion. 
Notwendig ist die »religiöse Innenlenkung der Individuen«, denn wir bleiben auch 
in dern postmodernen Kultur angewiesen »auf die vereinigende Kraft der Reli­
gion«.76 Und wir müssen darauf vertrauen, daß die jenseits aller dogmatischen Aus­
sagen allen Religionen gemeinsamen Grundhaltungen und Grundforderungen auch 
in einer säkularisierten Welt zum Tragen kommen und in der Politik wirksam wer­
den.
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